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BÜNDNIS 90
DIE GRÜNEN-Fraktion 
in der Bürgerschaft 
der Hansestadt Lübeck

► Nr.  VO/2019/08359-01
öffentlich

Lübeck, 25.11.2019

Antrag 

Bearbeitung: Tim-Alexander Reclam (E-Mail: tim-alexander.reclam@luebeck.de Telefon: 122-
1041)

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN: AT zu VO/2019/08359: Maßnahmen für 
die sichere Entsorgung freigegebener Abfälle aus Kernkraftwerken 
auf der Deponie Niemark
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

28.11.2019 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Entscheidung

Antrag:
Der Bürgermeister wird aufgefordert, gemeinsam mit dem Kieler Ministerium für Energiewen-
de, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung (MELUND), eine lokale Begleitgruppe 
ins Leben zu rufen, die über die Frage der möglichen Deponierung von freigemessenem 
AKW-Bauschutt auf der Deponie Niemark berät. Dort wird detailliert über den Prozess des 
Atomausstiegs in Schleswig-Holstein informiert und deponiespezifische Sicherheitsvorkeh-
rungen (wie z.B. die separate Lagerung und Dokumentierung auf dem Deponiegelände, ein 
separates Sickerwassersystem oder zusätzliche engmaschige Messungen auf dem Deponie-
gelände) erörtert. 

Die Begleitgruppe tagt öffentlich und setzt sich zusammen aus: Vertreter*innen vom ME-
LUND, der Lübecker Verwaltung, der EBL, dem BUND, Anlieger*innen, den abfallpolitischen 
Sprecher*innen der Bürgerschaftsfraktionen sowie ggf. weiteren Beteiligten.
 
Die Empfehlung der Begleitgruppe wird der Bürgerschaft zur Entscheidung vorgelegt. Bis 
dahin lehnt die Bürgerschaft die Annahme von freigemessenem AKW-Bauschutt in Niemark 
ab.

Begründung:
Erfolgt mündlich.

Anlagen:

                Vorsitzende/r
der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen


	Vorlage

